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Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

In dem Votumsverfahren

1. [ . . . ]
– Anspruchstellerin –

2. [ . . . ]
– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch den Vorsitzenden Dr. Lovens, das Mitglied
Richter und die technische Koordinatorin Mutlak im schriftlichen Verfahren am
23. April 2013 einstimmig folgendes Votum:

Die Anspruchstellerin hat keinen Anspruch auf den sogenannten
Luftreinhaltebonus gem. § 66 Abs. 1 Nr. 4a Satz 1 EEG 2009. Der An-
spruch ist deshalb nicht zu zahlen, weil die Einhaltung der Formal-
dehydgrenzwerte gemäß der Technischen Anleitung zur Reinhal-
tung der Luft (TA Luft) nicht durch eine Bescheinigung der zustän-
digen Behörde nachgewiesen worden sind. Diese ist zwar keine ma-
terielle, aber eine zwingende formelle Vergütungsvoraussetzung.

Ergänzender Hinweis der Clearingstelle EEG:

Wenn und soweit die Anspruchsgegnerin geringere oder höhere Ver-
gütungen gezahlt hat, als es sich aus der Anwendung dieses Votums
auf den verfahrensgegenständlichen Vergütungszeitraum ergibt, so
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liegen hinsichtlich diesbezüglicher Nachzahlungen der Anspruchs-
gegnerin an die Anspruchstellerin die Voraussetzungen für nach-
trägliche Korrekturen im bundesweiten Ausgleich gemäß § 38 Nr. 4
EEG 20121 vor.

1 Tatbestand

Die Parteien sind sich uneins darüber, ob die Anspruchstellerin gegen die Anspruchs-1
gegnerin einen Anspruch gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 20092 auf den sogenannten
Luftreinhaltebonus3 hat.

Die Anspruchstellerin betreibt in der [M . . . straße . . . ] in [ . . . ] [L . . . ] eine im Jahr2
2008 in Betrieb genommene, nicht bundesimmissionsschutzrechtlich genehmigungs-
bedürftige Anlage zur Erzeugung von Strom aus Biomasse mit einer installierten
elektrischen Leistung von 190 kWel. Die Anspruchstellerin legte keine Bescheini-
gung der zuständigen Behörde über die Einhaltung von Formaldehydgrenzwerten
vor.

Die Anspruchstellerin ist der Auffassung, Anspruch auf den Emissionsminimierungs-3
bonus zu haben. Die Anspruchsgegnerin tritt diesem mit dem Hinweis auf den
Wortlaut von § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 2009 entgegen.

Mit Beschluss vom 3. April 2013 hat die Clearingstelle EEG das Verfahren gemäß4
§ 27 Abs. 1 Satz 1 Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG (VerfO)4 nach dem
übereinstimmenden Antrag der Parteien angenommen. Die durch die Clearingstelle
EEG zu begutachtende Frage lautete:
1Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I S. 2074), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Rechtsrahmens für
Strom aus solarer Strahlungsenergie und zu weiteren Änderungen im Recht der erneuerbaren Ener-
gien v. 17.08.2012 (BGBl. I S. 1754), nachfolgend bezeichnet als EEG 2012. Arbeitsausgabe der Clea-
ringstelle EEG abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.

2Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG), verkündet als
Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und
damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), in der bis zum 31.12.2011
geltenden, zuletzt durch Art. 1 Nr. 33 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die För-
derung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien v. 28.07.2011 (BGBl. I S. 1634) geänderten
Fassung, nachfolgend bezeichnet als EEG 2009. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar
unter http://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2009/arbeitsausgabe.

3Im Folgenden: Emissionsminimierungsbonus.
4Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG in der Fassung vom 06.04.2010, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
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Hat die Anspruchstellerin als Betreiberin einer 2008 in Betrieb genom-
menen, nicht genehmigungsbedürftigen Anlage (Satelliten-BHKW) ge-
mäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG Anspruch auf den sogenannten Luftrein-
haltebonus ? Besteht der Anspruch insbesondere auch dann, wenn die
Einhaltung der Formaldehydgrenzewerte gemäß der Technischen An-
leitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) nicht durch die Bescheini-
gung der zuständigen Behörde nachgewiesen wird ? Ist die Vorlage einer
Bescheinigung der zuständigen Behörde also zwingende Vergütungsvor-
aussetzung ?

2 Begründung

2.1 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus §§ 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 35
Halbsatz 2 VerfO. Das Verfahren wurde schriftlich durchgeführt, da alle Parteien
und die Clearingstelle EEG dem zustimmten, §§ 28 Abs. 2 Satz 1 VerfO. Die Be-
schlussvorlage hat gemäß §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 24 Abs. 5 VerfO der Vorsitzende der
Clearingstelle EEG Dr. Lovens erstellt.

2.2 Würdigung

Die Anspruchstellerin hat keinen Anspruch auf den Emissionsminimierungsbonus6
gem. § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 20095, da sie nicht die erforderliche behördliche Be-
scheinigung vorgelegt hat. Die Vorschrift lautet:

„Für Strom aus Biomasseanlagen, die durch anaerobe Vergärung der Bio-
masse gewonnenes Gas (Biogas) einsetzen, erhöht sich die Vergütung bis
einschließlich einer Leistung von 500 Kilowatt um jeweils 1,0 Cent pro
Kilowattstunde, wenn die dem Emissionsminimierungsgebot der Tech-
nischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft – entsprechenden
Formaldehydgrenzwerte eingehalten werden und dies durch eine Beschei-
nigung der zuständigen Behörde nachgewiesen wird . . . “6

5Dessen Anwendbarkeit auf die streitgegenständliche, im Jahr 2008 in Betrieb genommene Anlage
ergibt sich aus § 66 Abs. 1 EEG 2009.

6Hervorhebung nicht im Original.
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Ausweislich des Gesetzeswortlauts ist die Vorlage einer behördlichen Bescheinigung7
eine zwingende Vergütungsvoraussetzung. Der seitens der Anspruchstellerin zu er-
bringende Nachweis ist zwar keine materielle Anspruchsvoraussetzung (die für die
Entstehung des Vergütungsanspruchs erforderlich ist7, sondern lediglich eine for-
male8. Aber eine solche Bescheinigung liegt nicht vor. Zwar will § 66 Abs. 1 Nr. 4a
EEG 2009 mit der Zahlung der erhöhten Vergütung nicht die Vorlage einer behördli-
chen Bescheinigung anreizen.9 Insbesondere besteht kein zeitliches Junktim zwischen
behördlicher Bescheinigung und erstmaligem Entstehen des Anspruchs.10 Jedoch ist
es erforderlich, überhaupt eine behördliche Bescheinigung vorzulegen.11

Dr. Lovens Mutlak Richter

7Vgl. hierzu Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 09.12.2011 – 2011/12, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2011/12, Rn. 92.)

8Clearingstelle EEG, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2009/28, Rn. 29.

9Clearingstelle EEG, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2009/28, Rn. 29.

10Clearingstelle EEG, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2009/28, Rn. 29.

11Clearingstelle EEG, Hinweis v. 07.12.2009 – 2009/7, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2009/7, Rn. 33. Die Clearingstelle EEG weist ergänzend darauf hin, dass es sich um
die Bescheinigung der Immissionsschutzbehörde handeln muss, vgl. Rn. 34 des Hinweises.
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